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punkt genannt werden, sieht das Gesetz generell lediglich die Information der 
Aktionäre durch die Möglichkeit der Einsichtnahme und keine Beschlussfassung 
durch die Hauptversammlung vor. 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 
Geschäftsjahr 2011 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das 
Geschäftsjahr 2011 Entlastung zu erteilen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für 
das Geschäftsjahr 2011 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für 
das Geschäftsjahr 2011 Entlastung zu erteilen. 

4. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernab-
schlussprüfers sowie Zwischenabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2012  

Der Aufsichtsrat schlägt, gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses, 
vor, die Deloitte & Touche GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf, 
zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2012 
sowie für eine etwaige prüferische Durchsicht des im Halbjahresfinanzbericht 
zum 30. Juni 2012 verkürzten Abschlusses und des Zwischenlageberichts zu 
wählen. 

5. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 
2012 und entsprechende Satzungsänderungen 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

1. Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats bis zum 26. Juli 2017 einmalig oder mehrmals 
um insgesamt bis zu 1.950.000 Euro gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 
durch Ausgabe von bis zu 1.950.000 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2012).  

Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die 
neuen Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
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anzubieten. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen: 

(a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 

(b) wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlage der Ausgabe-
betrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits notierten Aktien 
gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen 
Festlegung des Ausgabebetrages durch Vorstand und Aufsichtsrat 
nicht wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugs-
rechts ausgegebenen Aktien im Zeitpunkt des Wirksamwerdens die-
ser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung insgesamt 10 % des Grundkapi-
tals nicht überschreiten; beim Gebrauchmachen dieser Ermächtigung 
unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der 
Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen;  

(c) wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewäh-
rung der Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich 
der Erhöhung bestehender Beteiligungen) oder zum Zwecke des Er-
werbs von Forderungen gegen die Gesellschaft erfolgt; 

(d) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft 
ausgegebenen Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ein 
Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es 
ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen 
würde.  

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die wei-
teren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzule-
gen.  

2. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, nach jeder Ausübung des genehmigten 
Kapitals oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des genehmigten Kapi-
tals die Fassung der Satzung entsprechend anzupassen.  

3. § 4 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:  
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„(4) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats in der Zeit bis zum 26. Juli 2017 einmalig 
oder mehrmals um insgesamt bis zu 1.950.000 Euro gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen durch Ausgabe von bis zu 1.950.000 neuen, auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2012). Den Akti-
onären ist dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen 
Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzu-
bieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen: 

(a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 

(b) wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlage der Ausgabe-
betrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits notierten Aktien 
gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen 
Festlegung des Ausgabebetrages durch Vorstand und Aufsichtsrat 
nicht wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugs-
rechts ausgegebenen Aktien im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 
Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung insgesamt 10 % des Grundkapi-
tals nicht überschreiten; beim Gebrauchmachen dieser Ermächti-
gung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist 
der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen 
nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

(c) wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewäh-
rung der Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich 
der Erhöhung bestehender Beteiligungen) oder zum Zwecke des Er-
werbs von Forderungen gegen die Gesellschaft erfolgt; 

(d) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft 
und ihren Tochtergesellschaften ausgegebenen Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in 
dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- 
bzw. Wandlungsrechts zustehen würde. 
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4. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weite-
ren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung  festzule-
gen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach jeder Ausübung des genehmig-
ten Kapitals oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des genehmigten 
Kapitals die Fassung der Satzung entsprechend anzupassen.“ 

6. Beschlussfassung über die Aufhebung der Bedingten Kapitalia I und II 
nach § 4 Abs. 5 und § 4 Abs. 6 der Satzung  

Das gemäß § 4 Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft bestehende Bedingte Kapital 
I in Höhe von bis zu 1.500.000 Euro diente ausschließlich der Gewährung von 
Aktien an die Inhaber von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, die 
gemäß der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 27. Juli 2007 bis zum 26. 
Juli 2012 von der Gesellschaft oder durch eine unmittelbare oder mittelbare Be-
teiligungsgesellschaft der Gesellschaft gegen Barleistung begeben werden. Da 
aufgrund dieser Ermächtigung keine Options- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen ausgegeben worden sind oder noch ausgegeben werden, wird das Be-
dingte Kapital I gemäß § 4 Abs. 5 der Satzung nicht mehr benötigt und soll da-
her vollständig aufgehoben werden. 

Das gemäß § 4 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft bestehende Bedingte Kapital 
II in Höhe von bis zu 150.000 Euro diente ausschließlich der Erfüllung von Be-
zugsrechten, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 27. Ju-
li 2007 bis zum 26. Juli 2012 gewährt werden. Da die Ausübung von Bezugs-
rechten nach Maßgabe des vorstehend genannten Beschlusses nicht mehr mög-
lich ist, soll das Bedingte Kapital II gemäß § 4 Abs. 6 der Satzung vollständig 
aufgehoben werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

1. Das bestehende Bedingte Kapital I in Höhe von bis zu 1.500.000 Euro gemäß 
§ 4 Abs. 5 der Satzung wird aufgehoben. 

2. Das bestehende Bedingte Kapital II in Höhe von bis zu 150.000 Euro gemäß 
§ 4 Abs. 6 der Satzung wird aufgehoben. 

3. § 4 Abs. 5 und § 4 Abs. 6 der Satzung werden in der jetzigen Fassung aufgeho-
ben. 
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7. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Options-/ Wan-
delschuldverschreibungen, die Schaffung eines neuen bedingten Kapitals I 
und entsprechende Satzungsänderungen 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen:  

1. Ermächtigung zur Ausgabe von Options-/ Wandelschuldverschrei-
bungen 

Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 26. Juli 2017 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals auf den Inhaber lautende Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 
15.000.000 Euro mit oder ohne Laufzeitbeschränkung zu begeben und den 
Inhabern von Optionsschuldverschreibungen Optionsrechte und den Inha-
bern von Wandelschuldverschreibungen Wandlungsrechte auf bis zu 
1.500.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft mit ei-
nem rechnerischen Nennbetrag von je 1,00 Euro nach näherer Maßgabe 
der Options- bzw. Wandelanleihebedingungen (Anleihebedingungen) zu 
gewähren. 

Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrates auch solche auf 
den Inhaber lautende Wandelschuldverschreibungen begeben, bei denen 
die Inhaber der Wandelschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der 
Wandelanleihebedingungen während des Wandlungszeitraumes oder am 
Ende des Wandlungszeitraumes verpflichtet sind, die Schuldverschreibun-
gen in neue Aktien der Gesellschaft umzutauschen.  

Die einzelnen Emissionen können in jeweils unter sich gleichberechtigte 
Teilschuldverschreibungen eingeteilt werden. 

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 
Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsrechte beigefügt, die die 
Inhaber der Teilschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der vom 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates festzulegenden Anleihebe-
dingungen zum Bezug von neuen Stückaktien der Gesellschaft berechti-
gen. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuldver-
schreibung zu beziehenden Stückaktien entfällt, darf den Nennbetrag der 
Teilschuldverschreibungen nicht übersteigen.  
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Im Fall der Ausgabe von auf den Inhaber lautenden Wandelschuldver-
schreibungen erhalten die Inhaber der Schuldverschreibungen das Recht, 
ihre Teilschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der Wandelanlei-
hebedingungen in neue Aktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Um-
tauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrages einer Teil-
schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine 
neue Aktie der Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann auf eine volle 
Zahl auf- oder abgerundet werden. Ferner kann eine in bar zu leistende 
Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass 
Spitzen zusammengelegt werden und/oder in Geld ausgeglichen werden. 
Die Anleihebedingungen können auch eine Wandlungspflicht zum Ende 
der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt begründen. Der anteilige 
Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuldverschreibung zu be-
ziehenden Stückaktien entfällt, darf den Nennbetrag der Teilschuldver-
schreibung nicht übersteigen.  

Die Anleihebedingungen können vorsehen, dass die Wandelschuldver-
schreibungen statt in neuen Aktien aus bedingtem Kapital in bereits exis-
tierende Aktien der Gesellschaft gewandelt werden können bzw. das Opti-
onsrecht aus den Optionsschuldverschreibungen durch Lieferung solcher 
Aktien erfüllt werden kann. Ferner kann vorgesehen werden, dass die Ge-
sellschaft den Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht auf den Inhaber 
lautende Stückaktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in 
Geld zahlt. 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie 
der ecotel communication ag (Bezugspreis) muss auch bei einem variablen 
Umtauschverhältnis/Wandlungspreis entweder (a) mindestens 80 % des 
durchschnittlichen Schlussauktionspreises der Aktien der ecotel communi-
cation ag im elektronischen XETRA-Handel der Frankfurter Wertpapier-
börse oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem an den zehn Börsen-
handelstagen unmittelbar vor dem Tag der Beschlussfassung durch den 
Vorstand über die Begebung der Wandel- oder Optionsschuldverschrei-
bungen oder (b) mindestens 80% des durchschnittlichen Schlussauktions-
preises der Aktien der Gesellschaft elektronischen XETRA-Handel der 
Frankfurter Wertpapierbörse oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem 
während der Tage, an denen die Bezugsrechte an der Frankfurter Wertpa-
pierbörse gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsentage 
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des Bezugsrechtshandels, entsprechen. §§ 9 Abs. 1, 199 Abs. 2 AktG blei-
ben unberührt. 

Der Wandlungs- bzw. Optionspreis wird – vorbehaltlich § 9 Abs. 1 AktG – 
aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der 
Anleihebedingungen durch Zahlung eines entsprechenden Betrages in bar 
bei Ausnutzung des Options- bzw. Wandlungsrechtes oder durch Herab-
setzung der Zuzahlung ermäßigt, wenn die Gesellschaft während der 
Wandlungs- bzw. Optionsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts an ih-
re Aktionäre das Grundkapital erhöht oder das Grundkapital aus Gesell-
schaftsmitteln erhöht oder weitere Wandel-/Optionsschuldverschreibungen 
oder Genussrechte mit Wandlungs- oder Optionsrecht begibt bzw. sonstige 
Optionsrechte gewährt und den Inhabern von Wandel-/Optionsschuldver-
schreibungen kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, wie es 
ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts zustehen würde. 
Statt einer Zuzahlung in bar bzw. einer Herabsetzung der Zuzahlung kann 
auch – soweit möglich – das Umtauschverhältnis durch Division des 
Nennbetrages durch den ermäßigten Wandlungspreis angepasst werden. 
Die Bedingungen können darüber hinaus für den Fall der Kapitalherabset-
zung, eines Aktiensplits oder einer Sonderdividende eine Anpassung der 
Options- oder Wandlungsrechte vorsehen.  

Die Optionsschuldverschreibungen und/oder die mit Wandlungsrechten 
und/oder Wandlungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschreibun-
gen sind den Aktionären zum Bezug anzubieten. Sie können auch von ei-
ner Bank oder einem Bankenkonsortium mit der Verpflichtung übernom-
men werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.  

Der Vorstand ist jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, 
Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, von 
dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht auch 
insoweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, um den Inhabern von be-
reits ausgegebenen Options- und Wandlungsrechten bzw. von mit Wand-
lungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen ein Bezugs-
recht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Opti-
ons- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflichten 
zustehen würde.  
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Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
die Anleihebedingungen sowie die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 
Ausstattung der Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, insbe-
sondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung und den Options- 
bzw. Wandlungszeitraum festzusetzen.  

2. Bedingtes Kapital 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu 1.500.000 Euro durch 
Ausgabe von bis zu 1.500.000 auf den Inhaber lautenden Stückaktien be-
dingt erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Ge-
währung von Aktien an die Inhaber von Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen, die gemäß vorstehender Ermächtigung unter 1) bis zum 
26. Juli 2017 von der Gesellschaft begeben werden. Die bedingte Kapital-
erhöhung dient nach Maßgabe der Wandelanleihebedingungen auch der 
Ausgabe von Aktien an Inhaber von Wandelschuldverschreibungen, die 
mit Wandlungspflichten ausgestattet sind. Die Ausgabe der neuen Aktien 
erfolgt zu dem unter 1) angegebenen Wandlungs- bzw. Optionspreis. Die 
bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber 
der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen von ihren Wand-
lungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch machen oder die zur Wandlung ver-
pflichteten Inhaber der Wandelschuldverschreibungen ihre Pflicht zur 
Wandlung erfüllen und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedie-
nung dieser Rechte zur Verfügung gestellt werden. Die neuen Aktien 
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung 
von Options- bzw. Wandlungsrechten oder durch Erfüllung von Wand-
lungspflichten entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten der Durch-
führung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.  

3. Ermächtigung des Aufsichtsrates 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, nach jeder Ausübung des bedingten Ka-
pitals oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des bedingten Kapitals die 
Fassung der Satzung entsprechend anzupassen. 

4. Satzungsänderungen 

a) § 4 der Satzung erhält folgenden neuen Absatz 5: 
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„Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 1.500.000 Euro 
durch Ausgabe von bis zu 1.500.000 auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital I). Die bedingte Kapi-
talerhöhung dient ausschließlich der Gewährung von Aktien an die 
Inhaber von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, die 
gemäß der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 27. Juli 2012 
bis zum 26. Juli 2017 von der Gesellschaft begeben werden. Die be-
dingte Kapitalerhöhung dient nach Maßgabe der Wandelanleihebe-
dingungen auch der Ausgabe von Aktien an Inhaber von Wandel-
schuldverschreibungen, die mit Wandlungspflichten ausgestattet 
sind. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, 
wie die Inhaber der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibun-
gen von ihren Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch machen  
oder die zur Wandlung verpflichteten Inhaber der Wandelschuldver-
schreibungen ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen und soweit nicht 
andere Erfüllungsformen zur Bedienung dieser Rechte zur Verfügung 
gestellt werden. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Ge-
schäftsjahres an, in dem sie durch Ausgabe von Options- bzw. Wand-
lungsrechten oder durch Erfüllung von Wandlungspflichten entste-
hen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist er-
mächtigt, nach jeder Ausübung des bedingten Kapitals oder Ablauf 
der Frist für die Ausnutzung des bedingten Kapitals die Fassung der 
Satzung entsprechend anzupassen“ 

b) Der bisherige § 4 Abs. 7 der Satzung wird zu § 4 Abs. 6 der Satzung, der 
bisherige § 4 Abs. 8 der Satzung zu § 4 Abs. 7 der Satzung. 

c) Der bisherige § 4 Abs. 8 der Satzung (im Hinblick auf die vorstehen-
de Änderung unter Ziff. b) künftig § 4 Abs. 7 der Satzung) wird da-
hingehend ergänzt, dass hinter den Worten „aus genehmigtem Kapi-
tal“ die Worte „oder bedingtem Kapital“ eingefügt werden.  
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* * *  

Berichte an die Hauptversammlung 

Zu Tagesordnungspunkt 5.  
Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 S. 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 S. 
2 AktG 

Das bis zum 26.07.2012 geltende Genehmigten Kapital 2007 ermächtigte den 
Vorstand, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
um bis zu 1.500.000 Euro durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen zu erhöhen. Von dieser Ermächtigung wurde bislang kein Ge-
brauch gemacht. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, ein neues Genehmig-
tes Kapital 2012 zu schaffen. Aus Gründen der Flexibilität soll das neue geneh-
migte Kapital sowohl für Bar- als auch für Sachkapitalerhöhungen verwendet 
werden können. Bei der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital haben die 
Aktionäre der Gesellschaft grundsätzlich ein Bezugsrecht. Der Vorstand soll je-
doch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen:  

1. um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 

2. wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlage der Ausgabebetrag 
der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits notierten Aktien gleicher 
Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabebetrages durch Vorstand und Aufsichtsrat nicht wesentlich unter-
schreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser 
Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung ins-
gesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten; beim Gebrauchma-
chen dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Er-
mächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen;; 

3. wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewährung 
der Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmenstei-
len oder Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung be-
stehender Beteiligungen) oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen 
gegen die Gesellschaft erfolgt; 
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4. soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft aus-
gegebenen Optionsscheine und/oder Wandelschuldverschreibungen ein 
Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen würde.  

Das Bezugsrecht soll zunächst für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden kön-
nen. Damit soll die Abwicklung einer Aktienausgabe mit Bezugsrecht der Akti-
onäre erleichtert werden. Spitzenbeträge können sich aus dem jeweiligen Emis-
sionsvolumen und der Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses erge-
ben. Der Wert von Spitzenbeträgen je Aktionär ist in der Regel gering, der 
Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne einen Bezugsrechtsausschluss für 
Spitzenbeträge dagegen erheblich höher. Der Ausschluss dient daher der Prakti-
kabilität und der erleichterten Durchführung einer Aktienausgabe.  

Das Bezugsrecht soll ferner ausgeschlossen werden können, wenn im Fall einer 
Kapitalerhöhung gegen Bareinlage der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 
Börsenpreis der bereits notierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum 
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages durch Vorstand und 
Aufsichtsrat nicht wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss des Be-
zugsrechts ausgegebenen Aktien im Zeitpunkt der Ausübung des Wirksamwer-
dens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten. Diese Ermächtigung setzt die Gesellschaft in die Lage, auch 
kurzfristig einen Kapitalbedarf zu decken und auf diese Weise Marktchancen 
schnell und flexibel zu nutzen. Dem Bedürfnis der Aktionäre nach Verwässe-
rungsschutz für ihren Anteilsbesitz wird zum einen mittels der Begrenzung auf 
10 % des Grundkapitals Rechnung getragen. Zum anderen wird Verwässerungs-
schutz dadurch gewährleistet, dass beim Gebrauchmachen dieser Ermächtigung 
unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der Ausschluss 
des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG zu berücksichtigen ist. Da die neuen Aktien nahe am Börsenkurs 
platziert werden, können zudem diejenigen Aktionäre, die ihre Beteiligungsquo-
te erhalten möchten, den hierfür erforderlichen Aktienanteil zu annähernd glei-
chen Bedingungen über die Börse erwerben.  

Das Bezugsrecht soll auch im Fall einer gegen Sacheinlage durchzuführenden 
Aktienausgabe ausgeschlossen werden können, wenn die Gewährung der Aktien 
zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteili-
gungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehender Beteiligun-
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gen) erfolgt. Hierdurch sollen Unternehmensakquisitionen erleichtert werden. 
Die Gesellschaft agiert auf dem sich schnell entwickelnden Markt der Tele-
kommunikation, in dem sie ihre Marktposition stetig verfestigen und stärken 
muss. Hierzu gehört es auch, andere Unternehmen oder Unternehmensteile zu 
erwerben bzw. sich an anderen Unternehmen zu beteiligen. Im Rahmen solcher 
Akquisitionen bestehen Verkäufer nicht selten darauf, Aktien als Gegenleistung 
zu erhalten, da dies für sie attraktiver sein kann als ein Barverkauf. Die Mög-
lichkeit, Aktien als Akquisitionswährung einzusetzen, gibt der Gesellschaft den 
notwendigen Spielraum, sich bietende Erwerbsgelegenheiten schnell und flexi-
bel auszunutzen. Hierfür muss das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen 
werden können. Da derartige Akquisitionen meist kurzfristig erfolgen, können 
sie in der Regel nicht von der nur einmal jährlich stattfindenden Hauptversamm-
lung beschlossen werden. Es bedarf eines genehmigten Kapitals, auf das der 
Vorstand – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – schnell zugreifen kann. Die 
Möglichkeit, im Einzelfall Forderungen gegen die Gesellschaft durch die Aus-
gabe von Aktien der Gesellschaft zurückführen zu können, hat ebenfalls den 
Vorteil, dass eine Belastung der Liquidität vermieden wird. Zwar kommt es bei 
einem Bezugsrechtsausschluss zu einer Verringerung der Beteiligungsquote der 
Aktionäre; die Nutzung von Aktien als Akquisitionswährung sowie zur Einbrin-
gung von Forderungen gegen die Gesellschaft wäre jedoch bei eingeräumtem 
Bezugsrecht nicht möglich. Im Rahmen einer jeden Kapitalerhöhung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob 
er unter Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft sowie des Interesses 
der Aktionäre am Schutz ihrer Beteiligungsquote von dem eingeräumten ge-
nehmigten Kapital sowie der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss Ge-
brauch machen wird. Nur wenn den Belangen der Aktionäre gebührend Rech-
nung getragen wird und der Aufsichtsrat dem zustimmt, wird das Kapital der 
Gesellschaft auf diesem Weg erhöht.  

Schließlich soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden, soweit es erforderlich 
ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft ausgegebenen Optionsscheine 
und/oder Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in 
dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. 
Wandlungsrechts zustehen würde. Dieser Bezugsrechtsausschluss ist nicht zu-
letzt deshalb erforderlich und angemessen, um die genannten Personen in glei-
chem Maße wie Aktionäre vor Verwässerung ihrer Rechte zu schützen. Durch 
den Bezugsrechtsausschluss kann den Inhabern von Wandlungs- und Options-
rechten bzw. Wandlungspflichten so ein Bezugsrecht auf neue Aktien in glei-
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cher Weise gewährt werden, wie es ihnen zustünde, wenn sie von ihrem Um-
tausch- oder Optionsrecht vor der Durchführung der Kapitalerhöhung Gebrauch 
gemacht hätten. Die Inhaber werden mit anderen Worten behandelt, als seien sie 
bereits Aktionär. Hierdurch wird vor allem eine Platzierung von Wandlungs-/ 
Optionsschuldverschreibungen am Kapitalmarkt erleichtert. 

Bei Abwägung aller genannten Umstände hält der Vorstand die vorgeschlagene 
Ermächtigung zum Bezugsrechtausschluss in den genannten Fällen aus den auf-
gezeigten Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für 
angemessen. Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung 
der Ermächtigung berichten. 

 

Zu Tagesordnungspunkt 7. 
Bericht des Vorstands gemäß § 221 Abs. 4 S. 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 S. 2 AktG 

Die unter Tagesordnungspunkt 7. vorgeschlagene Ermächtigung zur Emission 
von Schuldverschreibungen ermöglicht die Aufnahme von Fremdkapital, das je 
nach Ausgestaltung der Anleihebedingungen sowohl für Ratingzwecke als auch 
für bilanzielle Zwecke als Eigenkapital oder eigenkapitalähnlich eingestuft wer-
den kann, zu attraktiven Konditionen. Die erzielten Wandel- bzw. Optionsprä-
mien sowie die Eigenkapitalanrechnung kommen der Kapitalbasis der Gesell-
schaft zugute und ermöglichen ihr so die Nutzung attraktiver Finanzierungs-
möglichkeiten. Die ferner vorgesehene Möglichkeit, neben der Einräumung von 
Wandel- und/oder Optionsrechten auch Wandlungspflichten zu begründen, er-
weitert den Spielraum für die Ausgestaltung dieser Finanzierungsinstrumente.  

Die Aktionäre haben ein Bezugsrecht auf die Wandel- bzw. Optionsschuldver-
schreibungen. Diese können auch von einer Bank oder einem Bankenkonsortium 
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug an-
zubieten. Der Vorstand ist jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, 
das Bezugsrecht der Aktionäre in bestimmten Fällen auszuschließen. Dies gilt 
einmal für sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergebende Spitzenbeträge. 
Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht die Ausnutzung 
der Ermächtigung durch runde Beträge und erleichtert damit die Abwicklung 
des Bezugsrechts der Aktionäre. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Ak-
tionäre ausgeschlossenen Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen werden 
bestmöglich an Dritte veräußert.  
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Der weiteren Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht zur Gewährung eines Verwässerungsschutzes an die Inhaber 
der von der Gesellschaft ausgegebenen Options- bzw. Wandelschuldverschrei-
bungen auszuschließen, liegen die folgenden Erwägungen zu Grunde: Den In-
habern der begebenen Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen wird übli-
cherweise ein Verwässerungsschutz gewährt, wenn die Gesellschaft während 
der Wandlungs- bzw. Optionsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre 
Aktionäre das Grundkapital erhöht oder das Grundkapital aus Gesellschaftsmit-
teln erhöht oder weitere Wandel-/ Optionsschuldverschreibungen oder Genuss-
rechte mit Wandlungs- oder Optionsrecht begibt bzw. sonstige Optionsrechte 
gewährt. Zur Gewährleistung dieses Verwässerungsschutzes soll der Vorstand 
ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die neuen Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen mit Zustimmung des Aufsichtsrats in-
soweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, um Inhabern von bereits ausge-
gebenen Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen in dem Umfang ein 
Bezugsrecht einzuräumen, als es ihnen zustände, wenn sie von ihrem Umtausch- 
oder Optionsrecht vor der Ausgabe der neuen Wandel- und/oder Optionsschuld-
verschreibungen Gebrauch gemacht hätten. Die unter Ausschluss des Bezugs-
rechts an Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen ausge-
gebenen neuen Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen werden an die-
se jeweils zu denselben Konditionen ausgegeben, wie sie den Aktionären der 
Gesellschaft zum Bezug angeboten werden.  

 

* * *  

Voraussetzungen für die Teilnahme und die Ausübung des Stimmrechts 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
nur die Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung angemeldet und ih-
re Berechtigung nachgewiesen haben. Zum Nachweis der Berechtigung bedarf es ei-
nes Nachweises des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut. Der Nachweis 
hat sich auf den Beginn des 6. Juli 2012 (0.00 Uhr MESZ) zu beziehen („Nachweis-
stichtag“). Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung müssen der Gesell-
schaft in Textform in deutscher oder englischer Sprache spätestens bis zum Ablauf 
des 20. Juli 2012 (24.00 MESZ) unter der folgenden Adresse zugehen: 
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ecotel communication ag 
– Anmeldestelle – 
c/o C-HV AG 
Gewerbepark 10  
92289 Ursensollen 
oder per Telefax: 09628/ 92 99 871 
oder per E-Mail: HV@Anmeldestelle.net 

Bedeutung des Nachweisstichtags 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung und 
die Ausübung des Stimmrechts nur als Aktionär, wer den Nachweis über den Anteils-
besitz erbracht hat. Die Berechtigung zur Teilnahme und der Umfang des Stimm-
rechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz des Aktionärs zum 
Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Veräußerbar-
keit des Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder partiellen Veräu-
ßerung des Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Berechtigung zur 
Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des Ak-
tionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich; d.h. Veräußerungen von Aktien nach dem 
Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme 
und den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für Erwerbe von Aktien nach 
dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besit-
zen und erst danach Aktionär werden, sind für die von ihnen gehaltenen Aktien nur 
teilnahme- und stimmberechtigt, soweit sie sich bevollmächtigen oder zur Rechtsaus-
übung ermächtigen lassen. Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für die Divi-
dendenberechtigung. 

Stimmrechtsvertretung 

Aktionäre können ihr Stimmrecht auch durch Bevollmächtigte, zum Beispiel ein Kre-
ditinstitut oder eine Aktionärsvereinigung, ausüben lassen. Bevollmächtigt ein Aktio-
när mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zu-
rückweisen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Be-
vollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. Wird ein Kredit-
institut, ein nach § 135 Abs. 10 AktG i. V. m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestelltes 
Institut oder Unternehmen, eine Aktionärsvereinigung oder eine Person im Sinne von 
§ 135 Abs. 8 AktG bevollmächtigt, so können abweichende Regelungen bestehen, die 
jeweils bei diesen zu erfragen sind. 
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Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, einen von der Gesellschaft benannten 
weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter zur Ausübung ihres Stimmrechts zu be-
vollmächtigen. Der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter übt das 
Stimmrecht ausschließlich auf der Grundlage der vom Aktionär erteilten Weisungen 
aus und hat das Recht, Untervollmacht zu erteilen. Die Vollmacht an den von der Ge-
sellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bedarf ebenso wie die Erteilung von Wei-
sungen der Textform. Soweit keine ausdrückliche oder eine widersprüchliche oder 
unklare Weisung erteilt worden ist, wird sich der von der Gesellschaft benannte 
Stimmrechtsvertreter bei dem jeweiligen Tagesordnungspunkt der Stimme enthalten. 
Der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter kann weder im Vorfeld noch 
während der Hauptversammlung Weisungen zu Verfahrensanträgen entgegennehmen. 

Ein Formular zur Erteilung von Vollmachten sowie das Vollmachts- und Weisungs-
formular für den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter erhalten die 
Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte.  

Der Nachweis über die Bestellung eines Bevollmächtigten und das Vollmachts- und 
Weisungsformular für den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter kön-
nen auf einem der folgenden Wege übermittelt werden:  

ecotel communication ag  
Frau Annette Drescher 
Prinzenallee 11 
40549 Düsseldorf 
oder per Telefax:  0211 / 55 007 977 
oder per E-Mail:  investorrelations@ecotel.de 

 
Vollmachten zur Ausübung des Stimmrechts nebst Weisungen an von der Gesell-
schaft benannte Stimmrechtsvertreter müssen der Gesellschaft, sofern sie nicht wäh-
rend der Hauptversammlung erteilt werden, bis spätestens zum Ablauf des 25. Juli 
2012 (24.00 MESZ) zugehen.  

Auch im Fall einer Vollmachtserteilung sind Anmeldung und Nachweis des Anteils-
besitzes fristgerecht nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Dies schließt 
– vorbehaltlich der genannten befristeten Möglichkeit der Erteilung einer Vollmacht 
an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter – eine Erteilung von 
Vollmachten nach Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes nicht aus. 
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Rechte der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, §§ 127, 131 Abs. 1 AktG 

Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit nach § 122 Abs. 2 
AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals (das ent-
spricht 195.000 Stückaktien) oder den anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 
500.000 erreichen (das entspricht 500.000 Stückaktien), können gemäß § 122 Abs. 2 
AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt ge-
macht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschluss-
vorlage beiliegen. 

Ergänzungsverlangen müssen der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Versamm-
lung schriftlich zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung 
sind dabei nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist also der 26. Juni 
2012 (24.00 Uhr MESZ). Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht be-
rücksichtigt. 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens drei Monaten vor 
dem Tag der Hauptversammlung hinsichtlich des Mindestaktienbesitzes Inhaber der 
Aktien sind (§ 142 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 122 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 
1 AktG). Unter Berücksichtigung der beabsichtigten Änderung des § 122 Abs. 1 Satz 
3 AktG im Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Aktiengesetzes (Aktienrechts-
novelle 2012) geht die Gesellschaft davon aus, dass hierbei auf den Tag des Zugangs 
des Ergänzungsantrags abzustellen ist. Nach anderer Auffassung ist für die vorge-
nannte Frist von drei Monaten auf den Tag der Hauptversammlung abzustellen, so 
dass die Aktionäre mindestens seit dem 27. April 2012, 0.00 Uhr, Inhaber der erfor-
derlichen Zahl an Aktien sein müssen. 

Etwaige Ergänzungsverlangen sind ausschließlich an die folgende Adresse zu über-
mitteln: 

ecotel communication ag  
– Der Vorstand – 
Prinzenallee 11 
40549 Düsseldorf 
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Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und 
Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung stellen sowie Vorschläge 
zur Wahl von Abschlussprüfern unterbreiten.  

Vorbehaltlich § 126 Abs. 2 und 3 AktG werden zugänglich zu machende Gegenanträ-
ge und Wahlvorschläge, die mindestens 14 Tage vor der Versammlung, wobei der 
Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also 
spätestens am 12. Juli 2012 (24.00 Uhr MESZ), bei der Gesellschaft eingehen, den 
anderen Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs sowie der Begründung 
unverzüglich im Internet unter http://hv2012.ecotel.de zugänglich gemacht. Etwaige 
Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls dort veröffentlicht. 

Gegenanträge werden – anders als Wahlvorschläge – nur dann zugänglich gemacht, 
wenn sie mit einer Begründung versehen sind. 

Etwaig zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließ-
lich an die folgende Adresse zu übermitteln: 

ecotel communication ag  
Frau Annette Drescher 
Prinzenallee 11 
40549 Düsseldorf 
oder per Telefax: 0211 / 55 007 977 
oder per E-Mail:  investorrelations@ecotel.de 

Anderweitig adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge sind nur dann gestellt, wenn sie während der 
Hauptversammlung mündlich gestellt werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, wäh-
rend der Hauptversammlung Gegenanträge und Wahlvorschläge zu den verschiedenen 
Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige und fristgerechte Übermittlung an die 
Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt. 

Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 AktG 

Nach § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung 
vom Vorstand Auskunft zu geben über Angelegenheiten der Gesellschaft einschließ-
lich der rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen zu verbundenen Unternehmen 
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sowie über die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen 
Unternehmen, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tages-
ordnung erforderlich ist. Auskunftsverlangen sind in der Hauptversammlung grund-
sätzlich mündlich im Rahmen der Aussprache zu stellen.  

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 
Abs. 1, §§ 127, 131 Abs. 1 AktG stehen auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
http://hv2012.ecotel.de zur Verfügung.  

Unterlagen zur Hauptversammlung und Informationen nach § 124a AktG 

Die der Hauptversammlung zugänglich zu machenden Unterlagen sowie weitere In-
formationen nach § 124a AktG sind alsbald nach der Einberufung der Hauptversamm-
lung über die Internetseite der Gesellschaft unter http://hv2012.ecotel.de zugänglich.  
 
Die zugänglich zu machenden Unterlagen liegen darüber hinaus in den Geschäfts-
räumen der Gesellschaft, Prinzenallee 11, 40549 Düsseldorf, sowie in der Hauptver-
sammlung selbst zur Einsichtnahme durch die Aktionäre aus. Auf Verlangen werden 
jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos Abschriften der ausliegenden Unterlagen 
erteilt. 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung hat die Gesellschaft 3.900.000 
auf den Inhaber lautende Stückaktien ausgegeben. Jede Aktie gewährt eine Stimme. 
Die Gesamtzahl der Stimmrechte beträgt somit 3.900.000. Die Gesellschaft hält im 
Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 149.655 eigene Aktien, aus denen 
ihr keine Stimmrechte zustehen.  

 
Düsseldorf, im Juni 2012 
 
ecotel communication ag 
Der Vorstand 


